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Zu der Kleinen Anfrage 348 der Fraktion der SPD nehme ich 
namens der Bundesregierung wie folgt Stellung: 

Bei den Beratungen des Gesetzes über die Abgeltung von Besat- 
zungsschäden waren sich alle Beteiligten darüber klar, daß seine 
Durchführung zwangsläufig einen Zeitraum von mehreren Jahren 
beanspruchen würde. Schon für die Abwicklung der aus der Besat- 
zungszeit anhängig gebliebenen Verfahren — die Entscheidung über 
die Entschädigungsanträg^ lag bis kurz vor Beendigung des Besat- 
zungsregimes weitgehend bei Besatzungsdienststellen — mußten 
mehrere Jahre veranschlagt werden, denn es handelte sich hierbei 
um über 60 000 Verfahren. Da aber das Gesetz nicht nur Vor- 
schriften für die Abwicklung dieser Schadensfälle enthält, sondern 
auch die Gewährung von Entschädigungen für Fälle vorsieht, die 
bereits nadi den besatzungsrechtlichen Vorschriften abgewickelt 
waren, mußte' mit einem erheblichen Eingang von neuen Entschä- 
digungsanträgen gerechnet werden. In der Tat sind nadi Inkraft- 
treten des Gesetzes noch rund 91 300 Entschädigungsanträge gestellt 
worden, so daß sich die Gesamtzahl der nach dem Gesetz abzu- 
wickelnden Verfahren auf über 150 000 erhöhte. 

Von diesen Entschädigungsverfahren sind bis zum 31. März 1957, 
also in der Zeit von DA Jahr, 73 889 Fälle durch Festsetzungs- 
bescheid oder im Wege der Vereinbarung abgewickelt worden. Es 
handelt sich hierbei um eine beachtliche Leistung der zuständigen 
Stellen, welche den bei Erlaß des Gesetzes gehegten Erwartungen 
voll entspricht. 

Welche Arbeit bei der Durchführung der Entschädigungsverfahren 
geleistet werden muß, läßt sich nur ermessen, wenn man sich ver- 
gegenwärtigt, daß die Entschädigungen nicht nach irgendwelchen 
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pauschalen Grundsätzen zu gewähren sind, sondern daß in jedem 
Schadensfall eine genaue Einzelprüfung vorgenommen werden muß. 
Die Beschaffung des Beweismaterials und die Durchführung der 
erforderlichen Bewertungen bedingen notwendig einen großen 
Arbeitsaufwand. Hinzu kommt, daß zum Teil nicht einfach liegende 
juristische Fragen zu klären sind. Wenn auch im Interesse einer 
zügigen Durchführung des Gesetzes nicht kleinlich verfahren wer- 
den soll, so muß es sich jedoch jede Verwaltungsdienststelle ange- 
legen sein lassen, nur Entscheidungen zu treffen, die mit den Vor- 
schriften des Gesetzes in vollem Einklang stehen. 

Nach einhelliger Ansicht der von mir befragten Finanzminister und 
Finanzsenatoren der Länder wird es möglich sein, die Masse der 
anhängenden Verfahren bis zum Ende des nächsten Jahres abzu- 
wickeln. Wenn danach das Gesetz innerhalb von drei Jahren im 
wesentlichen durchgeführt sein wird, so ist das eine Zeitspanne, die 
in Anbetracht des Umfangs und der Schwierigkeit der Aufgabe und 
auch im Vergleich zu anderen Entschädigungsgesetzen keineswegs 
als zu lang bezeichnet werden kann. 

Zu den einzelnen Fragen darf ich folgendes bemerken: 

Frage 1 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Abwicklung der Gesamt- 
heit der En tschädigüngs verfahren eine gewisse Zeit beansprucht, und 
daß einzelne Geschädigte wegen der Dauer ihrer Entschädigungs- 
verfahren Klage führen. Der Bundesregierung ist jedoch nicht be- 
kannt, daß in den Kreisen der Besatzungsgeschädigten aus diesem 
Grunde eine ständig steigende Beunruhigung Platz greift oder daß 
sich bei der Durchführung der Verfahren erhebliche Mängel zeigen. 
Die Finanzminister und Finanzsenatoren der Länder haben in ein- 
gehenden Stellungnahmen dargelegt, daß zu der in der Anfrage 
geäußerten Besorgnis keine Veranlassung besteht. 

Frage 2 

Das Bundesministerium der Finanzen hat alsbald nach Erlaß des 
Gesetzes eingehende Richtlinien herausgegeben, die mit dem Aus- 
schuß für Besatzungsfolgen des Deutschen Bundestages abgestimmt 
worden sind und dessen volle Billigung gefunden haben. Es hat mit 
diesen Richtlinien die Grundlage für eine umfassende Unterrichtung 
der zuständigen Stellen über die maßgebenden gesetzlichen Vor- 
schriften geschaffen und damit von vornherein zu einer schnellen 
und gründlichen Bearbeitung der Entschädigungsanträge beigetra- 
gen. Weiter hat es die Finanzminister und Finanzsenatoren der Län- 
der als oberste Behörden der für die Durchführung des Gesetzes 
zuständigen Landesverwaltungen gebeten, alle Maßnahmen zu er- 
greifen, um eine schnelle Abwicklung der Entschädigungsverfahren 
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zu gewährleisten. Die Finanzminister und Finanzsenatoren haben 
dieser Bitte im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten entspro- 
chen und insbesondere durdi verwaltungsinternen Personalausgleich 
und Informationsbesprechungen für eine Beschleunigung der Ver- 
fahren Sorge getragen. 

Frage 3 

Die Auffassung, daß die Bearbeitung von Anträgen nach § 24 
BesAbgeltG in jedem Fall gegenüber der Bearbeitung anderer An- 
träge vordringlich sei, halte ich in Übereinstimmung mit den Finanz- 
ministern und Finanzsenatoren der Länder für zu weitgehend. In 
Schadensfällen, in denen bisher noch keine Entscheidung getroffen 
worden ist, kann eine baldige Bearbeitung oft dringender sein als 
etwa in Fällen, in denen bereits eine Entschädigung nadi den besat- 
zungsrechtlichen Vorschriften gewährt worden ist und in denen es 
nunmehr nur darum geht, ob dem Geschädigten noch eine weitere 
Entschädigung zusteht. Das gilt insbesondere für das Verhältnis von 
noch nicht beschiedenen Anträgen wegen Personenschäden zu den 
Anträgen auf Gewährung von Entschädigungen nach § 24 BesAb- 
geltG wegen Sachschäden. 

Eine Dringlichkeitsfolge für die Bearbeitung wird man nicht danach 
aufstellen können, auf welche Vorschriften des Gesetzes sich die 
Anträge stützen, sondern es wird im wesentlichen geprüft werden 
müssen, ob nach Lage des Einzelfalles eine bevorzugte Bearbeitung 
erforderlich ist. Eine solche bevorzugte Bearbeitung wird in erster 
Linie dann am Platz sein, wenn sich der Geschädigte in einer wirt- 
schaftlichen Notlage befindet oder wenn es sich bei ihm um eine 
ältere Person handelt. In diesem Sinne wird auf Grund von Wei- 
sungen der Finanzminister und Finanzsenatoren der Länder audi 
verfahren. 

Frage 4 

Nach meiner Kenntnis wird von der Bestimmung des § 53 Abs. 3 
BesAbgeltG über die Gewährung von Vorauszahlungen in vollem 
Umfang Gebrauch gemacht. Dies ist mir auch von den Finanz- 
ministern und Finanzsenatoren der Länder ausdrücklich bestätigt 
worden. Sie haben mir mitgeteilt, daß in der Mehrzahl der in die- 
sem Zusammenhang besonders interessierenden Fälle von Belegungs- 
sdiäden Vorauszahlungen bis zur zulässigen Höchstgrenze geleistet 
worden sind. 

Ich vermag nicht zu erkennen, aus welchem Grunde die Nr. 157 
meiner Richtlinien die Anwendung der gesetzlichen Bestimmung 
erschweren oder hindern soll. Die Richtlinien erläutern lediglich 
die gesetzliche Bestimmung und bringen für den Betroffenen inso- 
fern noch einen Vorteil, als sie die Anweisung enthalten, daß von 
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der Ermäditigung zu Vorauszahlungen allgemein Gebrauch gemacht 
werden soll, wenn der Entschädigungsberechtigte die Mittel zur 
Wiederbeschaffung in Verlust geratener oder zur Instandsetzung 
beschädigter Sachen benötigt. Der in der Anfrage geäußerte Vor- 
wurf ist mir um so unverständlicher, als die betreffenden Aus- 
führungen der Richtlinien im einzelnen mit dem Ausschuß für 
Besatzungsfolgen erörtert und nach Vornahme gewisser Änderun- 
gen von den Mitgliedern des Ausschusses einstimmig gebilligt wor- 
den sind. 

In den Richtlinien ist in Erläuterung der Frage, was unter „Vor- 
auszahlungen in angemessenem Umfang“ zu verstehen ist, be- 
stimmt, daß die Vorauszahlungen 80 v. H. der voraussichtlichen 
Entschädigung nicht übersteigen sollen. Generelle Kürzungen die- 
ser Vorauszahlungen sind weder in den Richtlinien noch an anderer 
Stelle angeordnet. 

Was die Instandsetzung von Gebäuden anbelangt, so habe ich auf 
Grund der Ermächtigung des § 41 BesAbgeltG bestimmt, daß — 
unbeschadet der Möglichkeit zur Gewährung von Vorauszahlungen 
auf die Entschädigung — den Gechädigten aus öffentlichen Mitteln 
Darlehen gewährt werden können. Den Belangen der Geschädigten 
ist somit weitgehend entgegengekommen worden. Wenn einzelne 
Geschädigte gleichwohl bei der Instandsetzung ihrer Gebäude in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten, so liegt das zumeist daran, 
daß sie Sdiäden mit beseitigen, die nicht durch die Inanspruchnahme 
der Sachen durch die Besatzungsmächte bedingt sind. 

Frage 5 

Idi nehme an, daß mit den „Richtlinien zum Gesetz Nr, 57“ die 
Richtpreisliste vom 5. August 1952 gemeint ist, die ich seinerzeit 
als Hilfsmittel zur Ermittlung des gemeinen Wertes bei Anwendung 
des AHK-Gesetzes Nr. 47 herausgegeben habe. Sie enthält Preis- 
angaben nach dem Stand vom Frühjahr 1952. 

Nach Mitteilung der Finanzminister und Finanzsenatoren der 
Länder wird die Richtpreisliste weitgehend nicht mehr angewendet. 
Soweit sie noch zur Anwendung gelangt, werden die dort genannten 
Preise mit Hilfe der amtlich festgestellten Indizes auf die im Zeit- 
punkt der Entscheidung bestehenden Preise angehoben. 


In Vertretung 

Hartmann 
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